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Arbeitsmarktprogramm Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen (FIM) ab 1. August 
2016 aufgrund der Neuregelung im Integrationsgesetz des Bundes 
 
Als befristetes Arbeitsprogramm des Bundes werden ab 1. August 2016 Flücht-
lingsintegrationsmaßnahmen durchgeführt. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zur Überbrückung der Wartezeit bis zur Entscheidung über ihre Anerkennung sollen 
Flüchtlinge durch eine sinnvolle und gemeinwohlorientierte Beschäftigung die Möglichkeit 
erhalten, an den Arbeitsmarkt herangeführt zu werden. Dies soll im Rahmen bereits be-
stehender Strukturen vor Ort passieren, die an das Verfahren der bestehenden Arbeits-
gelegenheiten nach § 5 AsylbLG anknüpfen.  
 
 
Die Kernpunkte des Arbeitsprogramms FIM werden in nachstehender Tabelle dargestellt:
 
Ziel: Förderung von Arbeitsgelegen-

heiten für jährlich 100.000 Leis-
tungsberechtigte nach dem 
AsylbLG im Rahmen eines bes-
fristeten Arbeitsmarktprogrammes

 

Laufzeit: 1.8.2016 – 31.12.2020  
Arten der FIM: „interne FIM“ innerhalb von 

Flüchtlingseinrichtungen; z.B. 
Essensausgabe, Kleiderkammer, 
Reinigungsarbeiten 

25% der geförderten Arbeitsge-
legenheiten; in BW rund 2.900 
Plätze  

 „externe FIM“ gemeinwohlorien-
tierte Tätigkeiten bei staatlichen 
oder gemeinnützigen Trägern 
(außerhalb von Flüchtlingseinrich-
tungen) 

75% der geförderten Arbeitsge-
legenheiten; in BW rund 8.700 
Plätze 
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Akteure: FIM-Maßnahmeträger (Durchfüh-

render) 
Schaffung und Durchführung 
von Arbeitsgelegenheiten; Hel-
fen bei Auswahl der Teilneh-
menden und Betreuung dieser; 
Auszahlung von Mehrauf-
wandsentschädigung an die 
Teilnehmenden 

 die nach dem AslybLG zuständi-
gen Behörden (Stadt- und Land-
kreise) 

Alleinzuständigkeit für Beantra-
gung von „externen FIM“; stellen 
Infos über potentielle Teilneh-
mer zur Verfügung; Beantra-
gung von Arbeitsgelegenheiten 
bei BA; Zuweisung der Teilneh-
mer zu einzelnen FIM; Ent-
scheidung über Sanktionen bei 
Fehlverhalten der Teilnehmen-
den 

 Bundesagentur für Arbeit (BA) Umsetzung des Arbeitspro-
gramms; Mittelverteilung; Ab-
rechnung mit Maßnahmeträgern 

Trägerpau-
schale für 
Maßnahmeträ-
ger: 

für „interne FIM“: 85 € pro Monat und Teilneh-
menden 

 für „externe FIM“: 250 € pro Monat und Teilneh-
menden 

Haushaltsmit-
tel des Bundes  

Jährlich 300 Mio. € (für die Jahre 
2017-2020) zur Einrichtung von 
ca. 100.000 Arbeitsgelegenheiten 

Verteilung auf Länder:  
gem. Königsteiner Schlüssel 
Verteilung auf Stadt- und Land-
kreise in BW): 
Regionaldirektionen der BA 
stimmen Verteilungsschlüssel 
mit jeweiligem Land ab  

 
 
Antragsverfahren: 
 
Der Antrag an die Arbeitsagentur muss u.a. Angaben zu Art, Inhalt, Anzahl und Umfang 
der geplanten Arbeitsgelegenheiten enthalten. Zudem darf der Antrag das verfügbare 
Mittelkontingent nicht überschreiten und sollte sich an den örtlichen Bedarfen orientieren.
Für nähere Hinweise zum Antragsverfahren verweisen wir auf Zif. 4., insbesondere auf 
Zif. 4.4. des beigefügten Entwurfs der Richtline für das Arbeitsmarktprogramm Flücht-
lingsintegrationsmaßnahmen. 
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Verteilung der Mittel auf die Stadt- und Landkreise: 
 
Die Verteilung der Mittel innerhalb Baden-Württembergs auf die einzelnen Arbeitsagentu-
ren erfolgt in der ersten Tranche grundsätzlich analog der Flüchtlingszuweisungen in die 
jeweiligen Bezirke der Agenturen. 
 
Regelmäßige Überprüfungen, ob die tatsächliche Inanspruchnahme der finanziellen Mit-
tel mit dem Verteilungsschlüssel einhergeht, werden durchgeführt. Eine erstmalige Über-
prüfung erfolgt zum 31.12.2016. Anhand des Prüfungsergebnisses besteht dann die 
Möglichkeit zur Nachjustierung und Umschichtung, sollten Bedarf und zur Verfügung ste-
hende Mittel vor Ort nicht übereinstimmen. Zusätzliche Bedarfe vor Ort können im Zeit-
raum vom 01.12.16 bis zum 31.12.16 bei der zuständigen Arbeitsagentur angemeldet 
werden. 
 
Der Deutsche Städtetag hat eingewandt, dass mit der Schaffung der FIM parallele und 
verwaltungsaufwändige Strukturen zum SGB II und zum Asylbewerberleistungsgesetz 
geschaffen werden. Das BMAS ist diesem Einwand mit dem Argument entgegengetre-
ten, die bisher nach § 5 AsylbLG von den nach AsylbLG zuständigen Behörden einge-
richteten und durchgeführten Arbeitsgelegenheiten könnten zukünftig im Rahmen der 
FIM durchgeführt werden. Damit gehe der dadurch verursachte Aufwand – die Schaffung 
von geeigneten Plätzen, die Abrechnung der Mehraufwandsentschädigung und die 
Betreuung der Teilnehmenden – auf die Maßnahmeträger der Flüchtlingsintegrations-
maßnahmen über, die dafür eine Trägerpauschale erhielten. Die Abrechnung der Kosten 
und die Mittelverteilung würden wiederum von der BA administriert. 
 
Positiv zu bewerten ist, dass die Stadt- und Landkreise eine Koordinationsfunktion über-
nehmen und somit einen Gesamtüberblick über die genehmigten und durchgeführten 
FIM erhalten. 
 
Sobald uns die Richtlinie für das Arbeitsmarktprogramm FIM in der endgültigen Fassung 
vorliegt, werden wir Sie darüber informieren. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
gez. Gudrun Heute-Bluhm 
Oberbürgermeisterin a. D. 
 
Anlagen 
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Arbeitsmarktprogramm Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen (FIM) 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
Flüchtlinge sollen die Wartezeit bis zur Entscheidung über ihre Anerkennung, die oftmals in einer 
Erstaufnahmeeinrichtung oder anderen Sammelunterkünften verbracht wird, durch eine sinnvolle 
und gemeinwohlorientierte Beschäftigung überbrücken. Gleichzeitig sollen sie mittels nied-
rigschwelliger Angebote in Arbeitsgelegenheiten an den Arbeitsmarkt herangeführt werden. 
 
Mit dem Arbeitsmarktprogramm Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen (FIM) setzt die Bundesregie-
rung das im Koalitionsbeschluss vom 13.04.2016 angelegte Vorhaben um. Kernelement des Pro-
gramms sind Strukturen vor Ort, die an das bekannte Verfahren der bereits bestehenden Arbeitsgele-
genheiten nach § 5 Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) anknüpfen. Die Rechtsgrundlage für die 
FIM finden sich im vom Bundestag am 07.07.2016 verabschiedeten, aber noch nicht veröffentlichten 
Integrationsgesetz (§ 5a Asylbewerberleistungsgesetz – AsylbLG). 
 
Wie bei den Arbeitsgelegenheiten nach § 5 AsylbLG wird es auch bei den FIM zwei Arten von Ar-
beitsgelegenheiten geben. Sogenannte „interne FIM“, das sind Arbeitsgelegenheiten in den Unter-
künften, die dort den Ablauf in den Einrichtungen unterstützen, wie etwa die Mitwirkung bei der 
Essensausgabe, der Kleiderkammer oder den Reinigungsarbeiten. Die Förderung dieser „internen 
FIM“ ist grundsätzlich auf 25 % der geförderten Arbeitsgelegenheiten begrenzt. Der Großteil der 
Haushaltsmittel soll für Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen zur Verfügung gestellt werden, die au-
ßerhalb von Einrichtungen durchgeführt werden (sogenannte „externe FIM“). Dies sind zusätzliche 
Arbeitsgelegenheiten außerhalb der Einrichtungen bei staatlichen oder gemeinnützigen Trägern, die 
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gemeinwohlorientierte Tätigkeiten anbieten, wie etwa Unterstützung bei der Pflege von Grünanlage. 
„Externe FIM“ sollen 75 % der FIM ausmachen. 
 
Bei der Einrichtung und Durchführung von Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen gibt es drei maßgeb-
liche Akteure: FIM-Maßnahmeträger, die nach dem Asylbewerberleistungsgesetz zuständigen Be-
hörden und die Bundesagentur für Arbeit (BA). Das Zusammenspiel der einzelnen Maßnahmeträger 
ist in dem als Anlage 1 beigefügten Schaubild verdeutlicht. Die FIM-Maßnahmeträger schaffen die 
Arbeitsgelegenheiten und führen diese durch. Sie helfen bei der Auswahl der Teilnehmenden und 
betreuen diese. Dafür erhalten sie eine Trägerpauschale pro Monat und Teilnehmenden, die bei den 
„internen FIM“ 85 Euro und bei den „externen FIM“ 250 Euro beträgt. Die nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz zuständigen Behörden stellen die Informationen über potentielle Teilnehmende zur 
Verfügung und weisen diese nach Auswahl durch den Maßnahmeträger in die FIM zu. 
 
Um eine schnelle und einheitliche bundesweite Verteilung der Mittel zu gewährleisten, ist die BA 
mit der Umsetzung des Programms beauftragt. Sie stellt in Absprache mit den jeweiligen Ländern 
die flächendeckende Mittelverteilung sicher und rechnet mit den Maßnahmeträgern ab. Der Bund 
stellt die erforderlichen Haushaltsmittel zur Verfügung, deren Verteilung auf die einzelnen Länder 
sich am Königsteiner Schlüssel orientiert. Für die regionale Verteilung innerhalb der Länder stim-
men die Regionaldirektionen der Bundesagentur für Arbeit einem Verteilungsschlüssel mit dem je-
weiligen Land ab. Das Programm soll bereits am 01.08.2016 beginnen mit der Folge, dass in den 
Ländern alsbald Entscheidungen darüber getroffen werden müssen bzw. bereits getroffen sind, wie 
die dem Land zustehenden Mittel auf die Asylbewerberleistungsbehörden verteilt werden. 
 
Dem Einwand des Deutschen Städtetages, dass mit der Schaffung der FIM parallele und verwal-
tungsaufwendige Strukturen zum SGB II und zum Asylbewerberleistungsgesetz geschaffen werden, 
ist das BMAS mit dem Argument entgegengetreten, die bisher nach § 5 AsylbLG von den nach 
AsylbLG zuständigen Behörden eingerichteten und durchgeführten Arbeitsgelegenheiten könnten 
zukünftig im Rahmen der FIM durchgeführt werden. Damit gehe der dadurch verursachte Aufwand 
– die Schaffung von geeigneten Plätzen, die Abrechnung der Mehraufwandsentschädigung und die 
Betreuung der Teilnehmenden – auf die Maßnahmeträger der Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen 
über, die dafür eine Trägerpauschale erhielten. Die Abrechnung der Kosten und die Mittelverteilung 
würden wiederum von der BA administriert.  
 
Mit Blick auf einen Rechtsträgerwechsel (d. h. bei einem Übergang in das SGB II bei Anerkennung) 
soll es möglich sein, dass die Maßnahme weitergeführt wird. 
 
Zu Ihrer weiterführenden Information sind der Entwurf der Richtlinie für das Arbeitsmarktpro-
gramm Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen (Stand 04.07.2016) sowie ein Hintergrundpapier als An-
lagen 2 und 3 beigefügt. Sobald die Richtlinie für das Arbeitsmarktprogramm FIM in der endgülti-
gen Fassung vorliegt, werden wir Sie informieren. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 

 
 
Kirstin Walsleben 
 
Anlagen 


